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1 Einleitung  

1.1 Problemstellung und Methode  

Die Vergabe von Dienstleistungskonzessionen stellt eine der möglichen Alternativen zur 

Besorgung der Leistungen der Daseinsvorsorge dar. Als solche unterliegt sie derzeit nur 

beschränkt den Vorschriften des europäischen und nationalen Vergaberechts.1  

Die Europäische Kommission plant auf den Bereich außerhalb der Richtlinien zur öffentli-

chen Auftragsvergabe in Zukunft verstärkt die Regeln des marktwirtschaftlichen 

Wettbewerbs anzuwenden.2 

Die Auswirkungen dieser Bestrebungen für den öffentlichen, insbesondere den kommuna-

len Sektor in Österreich sind zum derzeitigen Zeitpunkt noch unklar, da bislang noch keine 

Daten zur Anzahl kommunaler Dienstleistungskonzessionen erhoben wurden.  

Die vorliegende Arbeit versucht dieses Forschungsdefizit zu schließen. Sie befasst sich mit 

der Frage, welche Bedeutung den Dienstleistungskonzessionen in den einzelnen Bereichen 

der kommunalen Daseinsvorsorge tatsächlich zukommt.  

Dazu wird die Konzessionsvergabe als eine von mehreren Möglichkeiten der kommunalen 

Aufgabenbesorgung beschrieben, und Begriff der Dienstleistungskonzession anhand der 

Kriterien des aktuellen Vergaberechts bestimmt. 

1.2 Aufbau der Arbeit  

Die Arbeit gliedert sich in eine Literaturanalyse sowie eine empirische Untersuchung der 

daraus gewonnenen Erkenntnisse.  

Im zweiten Kapitel wird auf den Begriff Leistungen der Daseinsvorsorge eingegangen und 

seine Bedeutung in bezug auf die Aufgaben der Gemeinde dargestellt. Darüber hinaus wird 

die Dienstleistungskonzession als eine der Erfüllungsmöglichkeiten der kommunalen 

Tätigkeiten beschrieben.  

                                                 

1 Vgl. Holoubek 2002, S. 3 
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Kapitel drei klärt den rechtlichen Rahmen von Dienstleistungsvergaben öffentlicher 

Auftraggeber, welcher sich aus Vorschriften der EU sowie des österreichischen Rechts 

zusammensetzt. Näher wird auf die speziellen Bedingungen der Vergabe von Dienstleis-

tungskonzessionen eingegangen.  

Kapitel vier enthält den empirischen Teil der Arbeit. Hier wird zunächst die Vorgehens-

weise bei der empirischen Erhebung erläutert. Die darauffolgenden Abschnitte beschreiben 

die Detailergebnisse der Fragebogenerhebung und der durchgeführten Expertenbefragun-

gen. Dabei wird auf die Auftragsvergaben und die Konzessionsvergaben der einzelnen 

Gemeinden eingegangen. 

Im sechsten Kapitel werden die Untersuchungsergebnisse abschließend zusammengefasst.  

                                                                                                                                                    

2 Vgl. Europäische Kommission 2001, S. 13 


